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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bctr. : Gesetzgeberische Absichten der, Bundesregierung 
auf dem Gebiet der Wehrpolitik 

Bezug: Kleine Anfrage 192 der Abgeordneten Dr. Jaeger, 
Frau Dr. Probst, Kemmer (Bamberg) und Genossen 
-* Drucksache 1682 - 


Auf die Kleine Anfrage antworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesminlstcrn des Auswärtigen, des Innern und der Justiz: 

Zu Nr. 1 

Zwischen den beteiligten Bundesressorts haben Verhandlungen über 
einen entsprechenden Gesetzentwurf stattgefunden, die angesichts 
der Schwierigkeit der Materie langwierig waren und jetzt vor dem 
Abschluß stehen. Die Bundesregierung wird sich nach Abschluß der 
Arbeit eingehend mit dem Entwurf befassen. 

Zu Nr. 2 

Zur Durchführung der Pariser Verträge und für die Aufstellung 
von Streitkräften werden weitere Verfassungsänderungen - wie 
bereits in der Regierungserklärung vom 27. Juni 1955 ausgeführt - 
aus rechtlichen Gründen nicht für notwendig angesehen. 

Zu Nr. 3 und 4 

Die Bundesregierung hält es für verfassungspolitisch erwünscht, die 
in dem von den Fraktionen der CDU/CSU, GB/BHE, DP einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Grundgesetzes 
- Drucksache 124 - behandelten, aber durch das Gesetz vom 

26. März 1954 noch nicht geregelten Gebiete im Grundgesetz zu 
regeln. Sie glaubt, daß eine Regelung dieser Fragen gemäß dem 
Antrag Drucksache 124 ausreichend ist; hinsichtlich der Fragen 
des Oberbefehls wird auf die Antwort zu Nr. 5 Bezug genommen. 
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Zu Nr. 3 


Die mit dem Oberbefehl über die Streitkräfte zusammenhängenden 
Fragen werden teils durch verfassungsergänzende, teils durch ein- 
fache Gesetze zu regeln sein. Die Bundesregierung hat hierzu in 
der Regierungserklärung vom 27. Juni 1955 ausgeführt: 

Dem Bundespräsidenten fallen nach den Grundsätzen der Ver- 
fassung diejenigen Aufgaben zu, die ihm entweder als Staats- 
oberhaupt schon der Natur nach zustehen oder die ihm durch 
die Gesetzgebung zugewiesen werden. Zu den Aufgaben, die 
ihm durch einfaches Gesetz zu gewiesen werden können, gehört 
das Ernennungsredit, das Recht zur Bestimmung der Dienst- 
gradbezeichnungen und der Uniform. Ferner steht ihm das 
Begnadigungsrecht für den Bund auch gegenüber den Sold-aten 
zu. Darüber hinaus stehen dem Bundespräsidenten gegenüber 
den Streitkräften die Ehrenrechte des Staatsoberhauptes zu. 

Weil die Streitkfäfte Teile der Exekutive sind, unterstehen sie 
der dem Parlament verantwortlichen Bundesregierung und 
damit der Kontrolle des Parlaments. In der Bundes- 
regierung wird der Bundeskanzler seine Befugnis zur Bestim- 
mung der Richtlinien der Politik auch auf dem Gebiet der 
Verteidigung ausüben. Innerhalb dieser Richtlinien leitet der 
Bundesminister für Verteidigung selbständig unter eigener 
Verantwortung seinen Geschäftsbereich ; ihm sind also die 
Streitkräfte unterstellt. 

An diesem Standpunkt hält die Bundesregierung fest. 

Was die Befugnisse des Bundespräsidenten angeht, so wird für das 
Ernennungsrecht eine Verfassungsergänzung für erwünscht gehalten, 
wie sie in der Drucksache 124 bereits vorgesehen ist. 

Zu Nr. 6 

Im Bundesverteidigungsministerium ist ein Gesetzentwurf über die 
Organisation der Verteidigung, insbesondere die Spitzengliederung 
der Streitkräfte und die endgültige Organisation dieses Ministeriums 
ausgearbeitet worden. Die weiteren Arbeiten an diesem Entwurf 
werden so vorangetrieben, daß damit zu rechnen ist, daß die 
Bundesregierung ihn spätestens im November verabschieden kann. 


Bbnk 



